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Kinderbetreuung
weist Defizite auf
Familienbericht DerKantonBa-
selland hinkt bei der Finanzie-

rungundderAnzahlderKinder-

betreuungsplätze der übrigen

Schweizhinterher. 2017 standen

im Baselbiet für 22 Prozent der

Kinderbis4 Jahreund sogarnur

für 7 Prozent der Kinder zwi-

schen 5 und 12 Jahren familien-

undschulergänzendeKinderbe-

treuungsplätze zur Verfügung.

Das schreibt die Regierung in

einem gestern veröffentlichten

UpdatezumFamilienbericht aus

dem Jahr 2010.

Zwar sei damit das Angebot

seit 2005 um fast das Vierfache

angewachsen.AusdemUpdate,

das von der früheren SP-Land-

rätin Pia Fankhauser mittels

Postulat eingefordert wurde,

geht aber hervor, dass in Ba-

sel-Stadt für knapp 60 Prozent

der Kinder bis 4 Jahre Betreu-

ungsplätze zur Verfügung ste-

hen.Auchbeider staatlichenFi-

nanzierung der Kinderbetreu-

ungsplätze sieht es in anderen

Kantonen viel besser aus: Laut

UpdatemüssendieErziehungs-

berechtigten im Baselbiet rund

78 Prozent der Betreuungs-

kosten tragen. Im nationalen

Durchschnitt bleiben dagegen

an den Eltern nur rund 60 Pro-

zent der Kosten für Kinderbe-

treuungsplätzehängen. (sda/bz)

ANZEIGE

Protest gegen Manager in den USA
Mitarbeiter der Chemiefirma SI Group in Pratteln fordern die Lohnerhöhung, die ihnen imGAV zugesichert wurde.

Michel Ecklin

«Abgemacht und verdient» –

unter diesem Motto protestier-

ten gestern rund 50Mitarbeiter

derSI GroupaufdemFirmenge-

lände in Pratteln. Der Grund

ihres Unmuts: Im Februar war

ihnen eine Erhöhung der Lohn-

summe um 1,3 Prozent ab dem

1. April zugesichert worden,

anlässlich von Verhandlungen

im Rahmen des langjährigen

Gesamtarbeitsvertrags (GAV).

Trotzdem haben die Angestell-

ten seither amEndedesMonats

nichtmehrüberwiesenerhalten.

Die Firmenleitung begründete

dasSistierenderLohnerhöhung

mitdemschlechtenWirtschafts-

verlauf wegen Corona. «Dabei

schreibt die Firma in Pratteln

gute Zahlen», sagt Felix Ulrich,

SprecherderGewerkschaftUnia.

«Und sie gehen weiter hoch,

trotz Corona.»

EinePetitionkonntedieFir-

menleitung nicht zum Umlen-

kenbewegen, ebensowenig ein

Kompromissvorschlag seitens

der Betriebskommission. Diese

beschloss zusammen mit der

Unia die gestrige Aktion. «Die

Mitarbeiter konnten deutlich

ihrenÄrger zumAusdruckbrin-

gen», sagteUlrichnachdemAn-

lass.Die 1,3 Prozentmehr Lohn

seien vor allem als Wertschät-

zung ihrer Leistung zu verste-

hen, denn: «Sie wissen, was ih-

nen zusteht.»

Gleichzeitig hat die Unia

gestern eine Klage gegen die

SI Group eingereicht. Der Kon-

zern entwickelt und produziert

Zusatzstoffe und Zwischenpro-

dukte für die Pharmaindustrie.

Das Unternehmen mit Haupt-

sitz in den USA erwirtschaftet

an rund 25 Standortenweltweit

einen Jahresumsatz von rund

zweiMilliardenUS-Dollar.

Ausgabenreduziert, um
Finanzenzuretten
Obwohl in Pratteln nur etwa 45

MitarbeiterdemGAVunterstellt

sind,wärenvoneinerLohnerhö-

hung insgesamt rund 125Ange-

stellte betroffen, von der Pro-

duktionbis zurVerwaltung.Der

GAV existiert seit über 15 Jah-

ren. «Bis anhin sind uns keine

Verletzungenbekannt», sagtUl-

rich. Was er hingegen gehört

hat: Die Geschäftsleitung in

Pratteln hätte dieVereinbarung

eigentlich einhalten wollen. Sie

sei aber von der Zentrale in den

USA zurückgepfiffenworden.

DieFragen, diedie bz andie

Geschäftsführung in Pratteln

stellte, beantwortete gestern

jedenfalls die Konzernzentrale

beiNewYork.Diese rechtfertigt

den Verzicht auf die Lohner-

höhung damit, dass man nach

Ausbruch der Pandemie rasch

Massnahmen zum Wohl der

Angestellten habe vornehmen

müssen. Es sei darum gegan-

gen, «das finanzielle Wohler-

gehen unserer Organisation zu

sichern». Deshalb habe man

rasch die Ausgaben reduziert.

Darüber seiendieBetriebskom-

mission und die Gewerkschaf-

ten informiert worden. Diese

hätten sich«grossmehrheitlich»

einverstanden erklärt.

In den vergangenen acht

Monaten sei es so gelungen, fi-

nanziell stabil zu bleiben. In

Europa, insbesondere auch in

Pratteln, habe man alle Stellen

aufrechterhalten können. Ob

die Lohnerhöhung zu einem

späteren Zeitpunkt doch noch

eingeführt wird, will die Kon-

zernleitungerst nachAbklingen

der Pandemie entscheiden.

Das wird die Gewerkschaft

Unia nicht befriedigen.Die sta-

gnierenden Löhne erachtet sie

angesichts nicht ersetzter Ab-

gängeundgesteigerter Produk-

tion als eine Lohnkürzung. In

einerMitteilung liess sie gestern

verlauten: «DieCoronakrise bei

bestem Geschäftsgang als Vor-

wandzunehmen, umLöhneab-

zubauen, ist ein Schlag ins Ge-

sicht allerMitarbeitenden.»

Die Angestellten der SI Group in Pratteln protestierten gestern gegen
ihre Geschäftsführung. Bild: Kenneth Nars (Pratteln, 21. Oktober 2020)

Sie sind weiterhin herzlich
willkommen!
Keine Sorge, durch die 24-Stunden-Regelung
in der Grenzregion können Sie problemlos die
Grenze überqueren und in unseren Märkten
einkaufen! Halten Sie sich bitte an die gel-
tenden Hygieneregeln und den Mindest-
abstand im Markt!

Wichtig: Vergessen Sie Ihren Mund-Nasen-
Schutz nicht!

Wir freuen uns auf Ihren Besuch!

KENNT KEINE

GRENZEN.

Liebe
Wir freuen uns immer,
wenn wir Sie sehen!
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KantonerhöhtseineBeiträge
Forschungszentrum in Muttenz erhält wieder mehr Geld.

CSEM Die Baselbieter Regie-
rung will das Regionalzentrum
Muttenz des Centre Suisse
d’Électrotechnique et Micro-
technique (CSEM) für die Jahre
2023 bis 2026 mit 12 Millionen
Franken unterstützen. Damit
will sie die Kantonsbeiträge,
die 2019 gekürzt wordenwaren,
wieder aufs ursprüngliche Ni-
veau anheben. Kernmission des
CSEM mit Hauptsitz in Neuen-
burg sei es, Hochtechnologien
für die Industrie durch Techno-
logietransfer nutzbar zu ma-

chen, heisst es inder eben publi-
zierten Vorlage an den Landrat.

Für die Leistungsperiode
2019 bis 2022 kürzte der Kanton
die Beiträge im Zuge der Sanie-
rung der Kantonsfinanzen um
eine Million pro Jahr. Das Regio-
nalzentrum habe als Folge Per-
sonal abbauen müssen. Um
den Unternehmern Technolo-
giekompetenzen bereitzustellen
und hoch qualifizierte Fachkräf-
te in der Region zu fördern, be-
antragt die Regierung nun eine
Erhöhung der Beiträge. (sda)

MitHärtefall-MillionengegenBeizen-Ruin
Neue Coronahilfe Noch kämp-
fen unzählige Baselbieter KMU
mit den wirtschaftlichen Folgen
desLockdowns imFrühling.Die
nunverfügtenMassnahmenauf-
grundrasant steigenderCorona-
zahlen könnten nun viele in den
Ruin treiben.Betroffen ist voral-
lem, aber nicht nur, die Gastro-
undEventbranche.«DieseKMU
benötigen rasch und unkompli-
ziertHilfe, sonstgibtesvielevon
ihnen im Frühling nicht mehr»,
sagt CVP-Landrat Marc Scher-
rer. Er und Christine Frey (FDP)
fordern Hilfen an KMU, die von

denEinschränkungenbesonders
betroffen waren und sind. Der
Kanton soll dafür im Budget
2021 einen Betrag von 10 Mil-
lionen Franken einstellen. Den
Vorstoss reichendiebeidenheu-
te Donnerstag im Landrat ein.

NurKMUunterstützen,die
langfristig lebensfähig sind

Basellandhat als einer der einzi-
gen Kantone im Frühling ein
umfassendes Soforthilfe-Paket
geschnürt. Davon profitierten
alle KMU, die beim Bund für
Kurzarbeit gemeldet waren. Die

nungefordertenHärtefallbeiträ-
ge sollen spezifisch besonders
betroffenenUnternehmenzugu-
tekommen:LautFDP-Landrätin
Frey müssten diese etwa nach-
weisen,dass sie 2020einen har-
ten Ertragsrückgang erlitten ha-
ben; denkbar wäre ein Mindest-
verlustvon60Prozent.Ebenfalls
müssten die Betriebe darlegen,
dass sie in den Vorjahren gut
gewirtschaftet haben. Es sollen
also nur jene Betriebe unter-
stützt werden, die langfristig
überlebensfähigsind.«DerKan-
ton kann und soll sich das leis-

ten.Das istWerterhaltundsomit
gut investiertesGeld», sagtFrey.
Sie und Scherrer verstehen die
Idee zudem als Alternative zur
Geschäftsmietenlösung,vonder
nur wenige KMU profitierten.
Über Kantonsbeiträge an Miet-
vereinbarungen stimmt das Ba-
selbieter Volk am 29. November
ab. Dennoch wird der geistige
Vater des Geschäftsmieten-Mo-
dells, SP-Chef Adil Koller, die
Idee der bürgerlichen Kollegen
unterstützen, wie er bestätigt.

Hans-Martin Jermann

«Wirkönnenunsnichtdamitabfinden»
Niemand bekämpft die neuen Baselbieter Anti-Schwarzarbeitsgesetze so entschieden wie die Binninger Grüne Rahel Bänziger.

Bojan Stula

Seit über fünf Jahren beschäftigt
die Affäre um fragwürdige
Schwarzarbeitskontrollen das
Baselbiet. Vor einem Schiedsge-
richt ist noch immer eine Rück-
zahlungsforderung der Basel-
bieter Regierung über 380 000
Franken hängig (bz berichtete
regelmässig). An der heutigen
Landratssitzung ist eine grosse
Mehrheit des Parlaments fest
entschlossen, mit der zweiten
Lesung und der Schlussabstim-
mung über die Revision der
Anti-Schwarzarbeitsgesetze zu-
mindest den gesetzgeberischen
Schlussstrich unter die soge-
nannte «ZAK»-Affäre zu ziehen.
Doch dem stellt sich die Binnin-
ger Grünen-Landrätin Rahel
Bänziger vehement entgegen.

Waswirdheute anderheuti-
genLandratssitzungmitden
beidenAnti-Schwarzarbeits-
gesetzenpassieren?
Wir werden wieder die beiden
gleichen Änderungsanträge stel-
len wie in der ersten Lesung vor
den Herbstferien; nämlich den
Antrag auf Streichung der Ab-
sätze 4 und 5 beim Paragrafen 9
des Gesetzes zur Bekämpfung
der Schwarzarbeit und beim
Paragrafen 17 im Gesetz zu den
Flankierenden Massnahmen.

BeideÄnderungsanträge
sind inder erstenLesungvon
allenanderenFraktionen
fast einstimmigverworfen
worden.Wieso stellenSie
jetzt nochmalsdieselben
Änderungsanträge?
WirhabenunsereMeinungdies-
bezüglich nicht geändert und
sind nach wie vor davon über-
zeugt, dass sich die Höhe der
Entschädigung für die Schwarz-
arbeitskontrollen nicht nach der
Einschätzung der Tripartiten
Kommission richten soll, in der
die für die Kontrollen zuständi-
gen Sozialpartner dominierend
sind. Genau das passiert aber
ohne Streichung dieser Absätze.
Ein Leistungsempfänger sollte
niemals direkten Einfluss auf
die Höhe der Entschädigung ha-
ben, die er später erhält.

Daskann Ihnenund Ihrer
FraktionalsZwängerei
vorgeworfenwerden.
Wir wollen zwei gute Gesetze
erreichen, jeweils ohne diese

beiden Absätze, die von den So-
zialpartnern in der Kommis-
sionsberatung im letzten Mo-
ment eingebracht und durchge-
drückt worden sind – das war
Zwängerei. Unsere erneuten
Anträge haben nichts mit Zwän-
gerei, sondern mit einer konse-
quenten Haltung unserer Frak-
tion zu tun. Wir können und
wollen uns nicht mit all diesen
Ränkespielen abfinden, die
während der Kommissionsbera-
tung stattgefunden haben.

EineklareMehrheit im
Landrat siehtdas anders.
Was die anderen Fraktionen zu
vergessen scheinen: Verabschie-
den wir die beiden Gesetze in
der vorliegenden Form, dann
schaffen wir ein gefährliches
Präjudiz für die Zukunft. Dann
werden bei allen künftigen Ge-
setzgebungsprozessen Leis-
tungsempfänger ebenso stark
mitreden wollen, wenn es um
die Ausgestaltung ihrer Leis-
tungsvereinbarungen und die
Höhe ihrer Abgeltungsbeträge
geht – sofern sie natürlich über
den Einfluss und die mächtige
Lobby einer Wirtschaftskam-
mer oder der Gewerkschaften
verfügen.

Dasklingtnacheinemheh-
renZiel. Vondenanderen
Fraktionen ist Ihnenaber
vorgeworfenworden, Ihr
Widerstand sei einzig ein
grünesAblenkungsmanöver
vonder«Amigo-Affäre»bei
derVelohochbahn.
Das ist absolut an den Haaren
herbeigezogen. Wermich kennt,
weiss, dass ich ausschliesslich
Sach- und keine Ablenkungs-
politik betreibe. Ich war schon in
den Kommissionsberatungen
gegen diese Passagen, als die
«Amigo-Affäre» noch kein The-
ma war. Das einzige Ablen-
kungsmanöver, das jetzt statt-
findet, ist dasjenige der übrigen
Fraktionen, indem sie solche
Behauptungen aufstellen. Das
tun sie nur deshalb, weil sie sich
nicht eingestehen wollen, dass
die Gesetzesvorlage durch die in
letzter Sekunde eingebrachten
Zusatzbedingungen der Sozial-
partner total verpfuscht wurde.

ZwischendenbeidenLand-
ratssitzungen liefendie
Drähteheiss.Wiesohatnach
der erstenLesungKlaus

Kirchmayrundnicht Siemit
denanderenFraktionen
über alternativeKompro-
misslösungenverhandelt?Es
gingdasGerüchtum, Ihnen
sei parteiinterndasDossier
entzogenworden.
Es war SVP-Fraktionschef Peter
Riebli, der auf Klaus zugegan-
gen ist und ihm signalisierte,
dass die SVP über einen Kom-
promiss verhandeln möchte. Es
war auch die SVP, die die Rück-
kehr zum von der Regierung ge-
schaffenen Kann-Paragrafen
vorschlug, was die Auslagerung
der Kontrollen an Dritte angeht.
Das geschah auf Stufe Frak-
tionspräsidien, darum war die-

ses Vorgehen völlig legitim. Die
Grünen haben Interesse an
einem guten Gesetz, also haben
wir uns auf die Gespräche ein-
gelassen. Klaus hat sich vor,
während und nach den Ver-
handlungen immer mit mir ab-
gesprochen. Mir wurde das Dos-
sier nie entzogen. Dass solche
Gerüchte herumgehen, gehört
für mich auch zu den besagten
Ablenkungsmanövern.

AberdieseVerhandlungen
habenzukeinemErgebnis
geführt.
Indem wir zugehört haben, ha-
ben wir unsere Kompromissbe-
reitschaft gezeigt. Aber von der

Gegenseite ist keinerlei Annä-
herung erkennbar. Darüber sind
wir immer noch sehr erstaunt,
denn mit der von uns verlangten
Streichung würden wir dem sehr
nahe kommen, was SP und SVP
ursprünglich in ihren Vernehm-
lassungsantworten verlangten.

DervorgeschlageneRück-
griffaufdieKann-Formulie-
rungwäredochganz in
IhremSinnegewesen.
Ja, das hätte uns gut gefallen,
aber wir würden deswegen nicht
auf die Streichung der von uns
kritisierten Absätze zur Stellung
der Tripartiten Kommission ver-
zichten. Letztlich haben die Ge-

spräche der letzten Tage bloss
aufgezeigt, dass die anderen
Fraktionen kein Interesse an
einem guten Gesetz haben.
Oder sie vertreten einfach die
Position der Sozialpartner.

DieheutigeLandratssitzung
wird soablaufen: IhreÄnde-
rungsanträgewerdennoch-
malsdeutlichabgelehnt,
dannwirdesbei der Schluss-
abstimmungüberdieunver-
änderteKommissionsfas-
sungeinhaarscharfes Ja-Er-
gebnis imBereichdes
Vierfünftel-Mehrs geben.
Einverstanden?
Ich bin keine Hellseherin. Der
Ausgang der Schlussabstim-
mung im Landrat ist offen.

DieübrigenFraktionen
wollenunbedingt einVier-
fünftel-Mehr erreichen, um
dieKommissionsfassung
ohneVolksabstimmung
durchzubringen. FallsGrü-
ne/EVPmit Ihrer«Sperrmi-
norität» tatsächlichErfolg
haben:WelcheVorteile
versprechenSie sichvon
einerVolksabstimmung?
Die Absicht unserer Ablehnung
ist nicht, eine Volksabstimmung
herbeizuführen, sondern ein
schlechtes Gesetz zu verhin-
dern; ganz egal, welche Konse-
quenzen das hat. Wir bleiben
uns treu: Wir winken nichts
durch, was wir für falsch halten.
Die vorliegende Kommissions-
fassung ist eindeutig ein grot-
tenschlechtes, verkorkstes Ge-
setz.

Anderefinden,mit einer
Volksabstimmungkönnen
dieGrünennurverlieren:
Entweder,weil dasVolk Ja
sagt, oderweil bei einer
Ablehnungauf Jahrehinaus
dasuntauglichealteGesetz
inKraft bleibt.
Interessant ist, dass sich die
anderen Fraktionen mehr Sor-
gen über das Image der Grünen
machen, als für ein gutes Ge-
setz einzustehen. Doch ganz
gleichgültig, ob es zu einer
Volksabstimmung kommt und
wie diese ausgeht: Das alte Ge-
setz wird ohnehin nicht lange in
Kraft bleiben können, da es
dem Staatsbeitragsgesetz wi-
derspricht. Der Schaden würde
sich demnach ziemlich in Gren-
zen halten.

Zweite Lesung der Anti-Schwarzarbeitsgesetze: Showdown heute im Landrat

Mit den beiden neu formulierten
Gesetzen zur Bekämpfung der
Schwarzarbeit (GSA) und den
dazu notwendigen Flankieren-
den Massnahmen (Flamag)
möchte die Baselbieter Politik
die Schwarzarbeitskontrollen im
Baunebengewerbe auf eine bes-
sere gesetzlicheGrundlage stel-
len. Obschon die vorberatende
Volkswirtschafts- und Gesund-
heitskommission (VGK) eine
während 15 Monaten mühsam
ausgehandelte Kompromissfas-
sung mit 10 zu 1 Stimmen bei 1

Enthaltung absegnete, erntete
die Vorlage in der ersten Lesung
im Landrat kurz vor den Herbst-
ferien massive Kritik. Insbeson-
dere die Grüne/EVP-Fraktion
fühlte sich von der Einflussnah-
me der Gewerkschaft Unia und
der BaselbieterWirtschaftskam-
mer (Wika) auf den Kompromiss
regelrecht «erpresst». Rahel
Bänzigers Änderungsanträge,
welche die Beschneidung des
Einflusses vonUnia undWika auf
die Kontrollumsetzung zum Ziel
hatten, wurden von den anderen

Fraktionen klar abgelehnt. An der
heutigen Landratssitzung wird
es darum in der Schlussabstim-
mungwohl umdie unveränderte
Kommissionsfassung der bei-
den Gesetzesvorlagen gehen.
Bei vollständiger Präsenz wür-
de die Anzahl Nein-Stimmen
der opponierendenGrüne/EVP-
Fraktion jedoch genau das Ver-
passen des Vierfünftel-Mehrs
und somit eine Volksabstim-
mung bedeuten – ein Szenario,
das alle anderen Parteien unbe-
dingt verhindern wollen. (bos)

«Ein grottenschlechtes, verkorkstes Gesetz»: Rahel Bänziger will nicht nachgeben.Bild: Nicole Nars Zimmer
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